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Satzung 
des Kleingärtnervereins 

(Verelnatemi,el) 

11 
Nmn• und Sllz·d• Vereins 

CerVeral1t fllhrtden Namen-_________ _ 

j "Gartenfreunde Lanfermannfähre e.V . " 

und hat seinen Sitz rn _.E .... s"""s ... en ...... ________ _ 

Er rat Im Vereinsregister des Amtsgerichts 
unter der Nr. ______________ _ 

· eingetragen und MltgUed des , stad t v erb an de s E s s e n 
der Kleingartenvereine e . V. " 
Z.Zt . Hindenburgstr . 19, 
4300 Essen 1 

nachfolgend Verband genannt 

1 StamoatlDdl'Ual d• Klelngirtnerveretna. 
., Stemi,ellbdnld& - l<rela-/Stadtverband• 

ggf. Stempetlbdnld& d• LandenerbandN. . 
j 



§2 

Zweck und Zlel des Vereins 

1. a) Der Verein erstrebt den Zusammenschluß aUer am Klein­
gartenwesen interessierten Bürger. 

b) Er setzt sich für die Förderung und Erhaltung von 
Kleingartenanlagen und ihre Ausgestaltung als Bestand­
teil des der Allgemeinheit zugänglichen öffentlichen 
Grüns ein. 

c) Er ist parteipolitisch und konfessionell neutral. 
d) Er hat unter Beachtung des Grundsa1%es dar Gemein• 

nQtzigkeit sowie des Umwelt- und Landsdlaftsschutzes 
die Volksgesundheit und Erziehung der Jugend zur Na• 
tunert>undenhell zu tardem. 

2. a) Der Verein verfolgt auaachlle8llch und unmittelbar ga­
melnnQtztge Zwecke Im Sinne das Abschnitts „Steuer­
begünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

b) Er Ist selbstlos tltlg und verfolgt nicht In erster Unle 
elgenwlrtschaftllche Zwecke. 

c) Mittel des Vereins dGrfen nur tnr satzungsgemäße 
Zwecke verwendet werden. Die Mltgtleder erhalten kei­
ne Zuwendung aus Mitteln das Vereins. 

d) Cle Tltlgkeit des Vorstandes Ist ehrenamtlich. Danlber 
hinaus darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zwedc des Vereins fremd sind, oder durch unvarhllt­
ntsmiBlg hohe Vergütungen begQnstlgt werden. Rege­
lungen fQr besonderen Aufwand der Vorstandsmitglie­
der bedQrfen der Zustimmung der Mltgllederversamm-­
lung. 

3. Der Verein hat seine Anerkennung ais gemainniltzige 
Klelnglrtnerarganisatlon zu beantragen. Er hat seine Mittel 
ausschlle81Jch zur Förderung des Kleingartenwesens, Ins­
besondere fQr Ausbau und Unterhaltung seiner Kleingarten­
anlagen, zu verwenden. 
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4. Der Verein hat sich im Einvernehmen mit dem Verband: zur 
Wahrnehmung ldeingärtnerischer Belange insbesondere da­
für einzusetzen, daS in den städtebaulichen Planungen 
entsprechende Ausweisungen bzw. Festsettungen von als 
Dauerkleingartengelände geeigneten Fläd'ten in ausrei­
chendem Umfange erfolgen. 

5. Der Verein überläßt aus der ihm verfügbaren Kleingarten­
anlage seinen Mltgfleaem entsprechend den Vorschriften 

· ·. dieser Satzung Einzelgärten zur kleingärtnerfschen Betä­
tigung. 

8. Der Verein- hat seine Mttglleder Im Rahmen Mfn1r M~ 
llc:hkaJten fac:tdldl zu beraten, zu betreuen und zu acnulen. 

§3 
Mitgliedschaft 

1. Mitglied des Vereins kann jede volljährige Person werden, 
die sich Im Sinne dieser Satzung betätigen will durch 

a) praktische Kleingartenarbeit nad'1 Abschluß des ent­
sprechenden Pachtvertrages oder 

b) Förderung und Unterstützung des Kleingartenwesens. 

2. Natürliche oder juristische Personen, die sich um das 
Kleingartenwesen verdient gemad'lt oder die Zwecke des 
Vereins in hervorragender Weise gefördert haben, kQnnen 
durch Beschluß der Mitgliederversammlung zu Ehrenmit­
gliedern ernannt werden. 

Von der Mitgliederversammlung kann darüber hinaus je­
weils ein langjähriger Vorsitzender zum Ehrenvorsitzen­
den ernannt werden. 

3. Anmeldung zur Mitgliedschaft erfolgt' durch schriftliche Bei­
trittserklärung gegenüber dem Vorstand. Dieser entschei­
det über die Aufnahme. Im Falle der Ablehnung steht dem 
Betroffenen Berufung an den erweiterten Vorstand zu: des­
sen E:itscneidung ist endgültig. 
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4. Der Etwerb der Mitgliedschaft wird durch Aushändigung 
dieser Satzung und deren unterschriftliche Anerkennung 

vollzogen. 

§4 

Rechte aus der Mltglledschaft 

1. Jedes Mitglied hat das Recht 
a) die Einrichtungen des Vereins entsprechend Ihrer 

Zweckbestimmung zu nutzen. 
b) an Veranstaltungen qes Vereins· teilzunehmen, 

c) die durch den Pachtvertrag zugeteilte Gartenparzelle 
vertragsgemäß zu nutzen. 

2. Die vom Verein gewährte fachliche Beratung steht jedem 
Mitglied zur Verfügung. · 

3. Mit. der Mitgliedschaft ist der Bezug der Verbandszeitschrift 
verbunden •. 

§5 
Pflichten der Mltgfleder 

1. Jedes Mitglied ist verpflichtet: 

a) sich nach bestem Können für die Belange des Klein­
gartenwesens einzusetzen, 

b) sich nach Maßgabe dieser Satzung innerhalb der klein­
gärtnerischen Gemeinschaft zu betätigen, 

c) Beschlüsse des Vereins zu befolgen, 

d) Aufnahme- und Mitgliedsbeiträge sowie Umlagen und 
den auf die zugeteilte Gartenparzelle entfallenden Pacht­
zins innerhalb eines Monats nach Aufforderung zu ent­
richten. Bei Zahlungsverzug von mehr als einem Monat 
n~ch Fälligkeit ist der Vorstand berechtigt, Mahnge­
buhren und ve·rzugszinsen in gesetztich zulässiger Höhe 
zu erheben. 
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2. Oas Mitglied hat die festgesetzten Gemeinschaftsleistungen 
zu erbringen. Für nicht geleistete Gemeinschattsarceit ist 
der von der Mitgliederversammlung beschlossene Ersatz­
betrag zu entriditen . 

• 

§6 
Beendigung der Mltgfledschaft 

1'. Ole Mitgliedschaft er11scht: 

a) durch Tod des Mitglieds, 

b) durdi freiwilligen Austritt, 

c) durdi Ausschluß. 

2. Freiwilliger Austritt ist unter Einhaltung einer Kündigungs­
frist von drei Monaten zum Jahresende dem Vorstand ge­
genüber sdiriftlich zu erklären. 

3. En Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es: 

a) die ihm aufgrund der Satzung oder VerelnsbeschlQssen 
obliegenden Pflichten schuldhaft verletzt, 

b) durch sein Verhalten das Ansehen oder die Interessen 
des Vereins in grober Weise schädigt. 

c) mehr als drej Monate mit der Zahlung von Beiträgen, 
Umlagen oder sonstigen finanziellen Verpflichtungen 
gegenüber dem Verein Im Rückstand ist und trotz 
schriftlld'ler Mahnung nicht innerhalb von zwei Monaten 
seinen Verpflichtungen nachkommt 

d) die Vereinsgemeinschaft gefährdet oder wiederholt ge­
stört hat, 

e) seine Rechte oder Pflichten aus der Mitgliedschaft auf 
einen Dritten überträgt, 

f) die ihm zugeteilte Gartenparzelle oder die darauf be­
findlicnen aaulidikeiten durch Dritte ganz oder teilweise 
nutzen läßt. 
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g) bei Stellung seines Aufnahmeantrages verscnwlegen.­
hat. daß es aus einem anderen Kieingärtnerverefn aus­
geschlossen wurde oder ihm ein Kleingartenpacntver­
trag mit einem anderen Kleingärtnemrein • aus seinem: 
Verschulden rechtswirksam gekündigt worden Ist. 

4. Ober den Ausschluß entscheidet der erweiterte Vorstand. 
Vor seiner BeschluSfassung ist das betroffene Mltgfled zu. 
hören. Cer Ausschluß ist schriftlich mit Begründung dent 
Betroffenen bekanntzugeben. Dieser kann lnnerhaJb von·. 
drei Wochen nach Erhalt des AusschluBbescheides das\ 
Schlichtungsverfahren beantragen. 
Im Ausschlußbescheid ist der Betroffene auf sein Recht;. 
die Frist und die Adressaten für das Schllchtungsverfahren 
hinzuweisen. Macht der Betroffene von diesem Recht kei­
nen Gebrauch oder versäumt er die Frist, wird der Aus­
schluSbescheid wirksam. 

5. Mit Erlöschen der Mitgliedschaft enden zugleich etwaige 
Ansprüche an das Vereinsvennögen. 

Das ausscheidende Mitglied Ist Jedoch nicht von der rast-· 
losen Erfüllung der Verptlichtungen, die sich aus der Sat­
zung oder anderen rechtsgültigen Verträgen ergeben, ent­
bunden. 

§7 

Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus: 

a) dem Vorsitzenden, 
b) dem stellvertretenden Vorsitzenden, 

c) dem Schriftführer, 

d) dem Kassierer, 

e) dem Beisitzer/Fachberater. 

2. Cer Vorstand wird für die Dauer von 3 Jahren gewählt. 
Seine Mitglieder bleiben darüber hinaus bis zur Neuwahl 
von Nachfolgern im Amt. Wiederwahl ist zulässig. 
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3. Je zwei der in Absatz 1 genannten Vorstandsmitglieder 
sind gemeinschaftlich zur Vertretung. des Vereins im Sinne 
des § 26 BGB berechtigt. wobei jedoch stets der Vorsit­
zende oder der stellvertretende Vorsitzende mitwirken muß. 

4. Oem Vorstand obliegen: 

a) laufende Geschäftsführung des Vereins. 

b) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Durch­
führung ihrer Beschlüsse. 

c) Anordnung von Gemeinschaftsleistungen. 

5. Die Tltlgkeit der Vorstandlmitgfledar Ist ehrenamtJlc:n. 
Durch Wahrnehmung Ihnen abliegender Pfllc::bt8n ent• 
atehender Lohnausfall sowta Retukaaten sind zu erstatten. 
Regelungen über Entschädigungen für besonderen Aufwand 
von Vorstandsmitgliedern im Interesse des Vereins bedQr­
fen der Zustimmung der Mltgllederversammlung. 

6. □er Vorstand tritt nach Bedarf zusammen und ist beschluß­
fähig„ wenn aueer dem einladenden Vorsitzenden, Im Fane 
seiner Veminderung des stellvertretenden Vorsitzenden, 
noch zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind. Beschlüsse 
des Vorstandes werden mit Stlmmenmehmeit gefaßt Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
bei dessen Abwesenheit die des stellvertretenden Vorsit­
zenden. 

7. Ober jede Sitzung des Vorstandes. des erweiterten Vor­
standes und der Mitgliederversammlung Ist vom Schrift­
führer eine Niederschrift anzufertigen. Ole Niederschriften 
sind von ihm und dem Vorsitzenden bzw. dessen Stellver• 
treter zu unterzeichnen. Ist der Schriftführer verhindert. hat 
der Vorstand eines seiner anwesenden Mitglieder mit der 
Anfertigung der Niederschrift zu beauftragen. 
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§8 

Etwettartar Vorstand 

1. Der erweiterte Vorstand besteht aus dem Vorstand (§ 
Abs. 1) und mindestens zwei weiteren Beisitzern. 

2. Dem erweiterten Vorstand obliegen: 

a) die Unterstützung des Vorstandes bei der Geschät. 
führung, 

b) die Entscheidung in Fällen der Berufung gemäß § 
Abs. 3, 

c} die Mitwirkung Im Ausschlußverlahren gemäß § 6 Abs. 

3. Soweit die vom Kleingärtnerverein zu betreuenden E:nzt 
gärten sich auf räumlich voneinander getrennte AnlagE 
oder Gartengruppen verteilen, soll jede von. ihnen dun 
mindestens einen Beisitzer im erweiterten Vorstand ve 
treten sein. 

4. Für besondere Aufgaben können weitere Personen in de 
erweiterten Vorstand berufen werden, die nicht Verein: 
mitglieder sein müssen. 

5. Der erweiterte Vorsta~d ist beschlußfähig, wenn mehr a: ( 
die Hälfte seiner Mitglieder, darunter der einladende Vo 
sitzende. im Falle seiner Verhinderung der stellvertretend 
Vorsitzende, anwesend ist. Der erweiterte Vorstand faf 
seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit Bei Stimmengleict 
heit entsd"leidet die Stimme des Vorsitzenden, bei desse 
Abwesenheit die des stellvertretenden Vorsitzenden. 

§9 

Mltglladervarsammlung 

1. Oberstes Vereinsorgan ist die Mitgliederversammlung. SI• 
ist einzuberufen, wenn es die Belange des Vereins erfor 
dern, mindestens einmal im Jahr als Jahreshauptversamm 
lung. Sie ist ferner unverzüglich einzuberufen, wenn eir . -, -
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Drittel der Vereinsmitglieder dies schriftlich unter Angabe 
der Gründe beim Vorstand beantragt 

2. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, im FaUe 
seiner Verhinderung durch den stellvertretenden Vorsit­

. · zenden. schriftlich mit einer Frist von mindestens 14 Ta­
.. gen unter gleichzeitiger Angabe von Versammlungsort. 
: :.. -zeit und Tagesordnung einberufen. 

· 3. Ofe Leitung der Mltgllederversammf ung oblfegt dem Vor­
. . · sit:zenden, im Falle seiner Verhinderung dem stellvertreten­

den Vorsitzenden. 

4. Ole Mitgliederversammlung, in der jedem Mitglied eine 
Stimme zusteht. ist beschlußfähig, wenn sie ordnungsge­
mäß einberufen wurde. 

5. Der Mitgliederversammlung obliegen: 
a) die Genehmigung von Niederschriften gemäß § 9 Abs. 9, 
b) die Entgegennahme des Geschäfts- und des Kassenbe­

berichtes. des Berichtes der Kassenprüfer sowie son­
stiger Tätigkeitsberichte. 

c) die Beschlußfassung hierüber sowie die E:itlastung des 
Vorstandes. 

d) die Festsetzung von Beiträgen, Umlagen und Gemein­
schaftsleistungen, 

e) die Vornahme der Wahlen zum Vorstand und erweiter-
ten Vorstand. 

f) die Wahl der Kassenprüfer, 
g) die SeschluBfassung über Satzungsänderungen. 
h) die Beschlußfassung über die Auflösung des Vereins, 

i) die Ernennung von Ehrenmitgliedern, 
j) die 8esd11ußfassung über Anträge. 

s. Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit der ein­
fachen Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen ge­
faßt. Wird diese Mehrheit nicnt erreicht, gilt der Antra~ ~s 
angenommen. der die meisten Stimmen auf sicn vere1mgt 
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hat. wobei Stimmenthaltungen nicht mitgezählt werden. . \ 
Bei Stimmengleichheit gelt~n Anträge als abgelehnt \ 

7. Ungeachtet der Bestimmung in Abs. 4 über die BeschluS­
fähigkeit der Mitgliederversammlung bedürfen Satzungs­
änderungen einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stim­
men, wobei ungültige Stimmen nicht mitgezählt werden 
und bei Auflösung des Vereins der Mehrheit von 3

/• aller 
Vereinsmitglieder. Findet sich zur Auflösung des Vereins 
eine selche Mehrheit nicht, genügt auf einer neu einzube- " 
rufenden Versammlung die satzungsändemde Mehrheit ~ 
Durch Satzungsänderungen dürfen die Bestimmungen des 
Generalpachtvertrages nicht beeinträchtigt werden. 

8. Anträge zur Mitgliederversammlung sind mit Begründung 
schriftlich spätestens 7 Tage vor ihrem Termin beim Vor­
stand einzureichen. 

9. Ober die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift an­
zufertigen, vom Vorsitzenden und Schriftführer zu unter­
zeichnen und der nächsten Mltgtlederversammlung zur Ge­
nehmigung vorzulegen. 

10. Zur Behandlung wichtiger Fragen kann der Vorstand zu 
den Mitgliederversammlungen sachkundige Personen ein­
laden; sie haben kein Stimmrecht. 

11. Cer Stadt-/Kreisverband oder/und der Landesverband sind 
berechtigt, an der Mitgliederversammlung teilzunehmen. r 
Ihnen ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 

§10 

Sc:hllc:htungsverfahren 

Bei Streitigkeiten zwischen Mitgliedern oder Mltglledem 
und dem Vorstand, die sich aus der· Satzung, dem Pacht­
vertrag oder aus nachbarlicher Beziehung ergeben, ist vor 
lnanscructmahme des ordentlichen Rechtsweges ein 
Schlichtungsverfahren gemäß den vom Stadt-/Kreis- oder 
Landesverband erlassenen Richtlinien durchzuführen. 

- -- --- -- ---
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§ 11 

Gescniftsfahr 

Geschäftsjahr ist das KaJenderjahr. 

11~ 
Kaaenfllhrung· 

Cer Kassierer verwaftet die· Kasse des Vereins. er hat Bei­
träge. Umlagen unä den Pachtzins sowte sonstige von den 
Mitgliedern zu zahlende Beträge einzuziehen. er führt 
Bud1 über sämtlld1e Einnahmen und Ausgaben und ver­
waltet die zugehörtgen Belege. Weiter hat er sämttiche 

. . Vermögenswerte des Vereins autzuzeicnnen. AuszahJungen 
darf er grundsätzlld1 nur unter Mitwirkung des Vorsitzen­
den oder des stetlvertretenden Vorsitzenden leisten. 

!13 
Kaaerq,nlfung 

1. Für das Geschäftsf ahr sind von der Mitgliederversammlung 
mindestens zwei Kassenprüfer zu wählen. Jährlic:, sd'leidet 
ein Kassenprüfer aus. Wiederwahl ist möglich. 

·' 
2. Ole von der Mitgliederversammlung gewählten Kassenprü-

fer haben ungeachtet des Rechtes zu unvermuteten Prü­
fungen, die sich auf Stichproben besd1ränken- kOnnen. 
nach Ablauf des Geschäftsjahres eine Gesamtprüfung vor­
zunehmen. 

•. Oas Ergebnis ihrer Prüfungen ist in einem Prüfungsbericht 
·· zusammenzufassen und der Mitgliederversammlung vor­

zulegen. 

Die Prüfungen haben sich auf rechnerische und sad'llfche 
Richtigkeit zu erstrecken. 

3. Cer Stadt-/Kreisverband ist im Rahmen seiner Aufsichts­
pflicht jederzeit berechtigt. die Kassenführung des Vereins 
zu überprüfen. 

-- --······-·------
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§ 14 

Auflasung des Vereins 

Im Fatle dar Auflösung des Vereins oder bei Wegfall _,n• 
gemainniltzfgen Zweckes (vergj. § 2 Abs. 2) fat das Ver­
mögen auf die örtllcn zustlndlge, als gemefnnatzfg an­
erkannte klelngirtnerfscha Organisation oder, wo eine saf• 
ehe nicht besteht, auf die Gemeinde/Stadt zu Obertragen. 
Diese haben das Vermögen ausacnlle811dt und unmfttefbar f' 
gemafnnQtzfgen ldeingirtnanschen Zwedcen zuzufDhre~ 

§15 
Bekanntmachung des Vereins 

Allgemeine Bekanntmachungen des Vereins können durch 
Aushang erfolgen. 

§ 16 
Sonstige Bestimmungen 

Die Bestimmungen des Generalpachtvertrages und der Gar­
tenordnung werden durd'l diese Satzung nicht berührt. 

§17 

lnkrafttreten/Obergangsbestlmmungan 

1. Ole Bestimmungen der bisherigen Satzung treten mit Wirk­
samwerden dieser Satzung außer Kraft. 

2. Olese Satzung ist In· der Mitgliederversammlung vom 
, September 1990 

· beschlossen worden; 
sie gilt mit dem Tage der Eintragung in das Vereinsre­
gister. 

3. Der Vorstand ist berechtigt. unwesentliche Änderungen 
dieser Satzung oder Ergänzung redaktioneller Art. soweit 
solche von der Finanzbehörde im Hinblick auf die Gewäh­
rung der steuerlichen Gemeinnützigkeit oder vom Register­
gericht gefordert werden, selbständig vorzunehmen. 

· ··--·· ------
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